BVV 11.05.2016  -  Zustimmung zu Containerstandorten und Standorten für temporäres Wohnen durch das Bezirksamt?

Es gilt das gesprochene Wort!

Große Anfrage der Fraktion der CDU 

Drucksache 1899/XIX  

Zustimmung zu Containerstandorten und Standorten für temporäres Wohnen durch das Bezirksamt?

Frage 1
Trifft es zu, dass das Bezirksamt laut Mitteilung der Senatsverwaltung für Finanzen beschlossen hat, dem Senat zwei Standorte in Tempelhof und drei Standorte in Marienfelde für die Unterbringung von Flüchtlingen in Wohncontainern und sog. MUF (Modulare Unterkünfte) anzubieten?

Nein, diese Aussage trifft nicht zu.

Mit Schreiben vom 14.03.2016 wurde der Bezirk vom Beauftragten für die Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge Herrn StS Glietsch zu einem Gespräch über Grundstücke zur Flüchtlingsunterbringung aufgefordert, welche – ich zitiere – „bisher entweder nicht erörtert wurden oder bei Ihnen auf Bedenken gestoßen sind“. Insofern ist die Aussage, das Bezirksamt hätte sozusagen von sich aus Grundstücke angeboten, falsch.

Dem Schreiben vom 14.03.2016 waren zwei Listen mit aus Sicht der Senatsverwaltungen potentiellen Standorten für tempohomes bzw. MUF beigefügt.

Diese Listen wurden von meinem Büro allen Dezernentinnen und Dezernenten mit der Bitte um Stellungnahme übersandt. Die Stellungnahmen wurden zusammengefasst und in der Bezirksamtssitzung vom 22.03.2016 in Vorbereitung auf das am gleichen Tag stattfindende Gespräch mit StS Glietsch und StS´in Dr. Sudhof diskutiert. 

Das Bezirksamt war sich in der Bezirksamtssitzung einig, dass aus seiner Sicht lediglich die Standorte Eisenacher Straße (Anmerkung: hier handelt es sich um die Eisenacher Straße in Mariendorf) sowie General-Pape-Straße unter Einhaltung bestimmter Bedingungen (keine Verdrängung von Kleingärtnern und Gewerbe) in Frage kämen. (So auch der Wortlaut im Protokoll)

Andere diskutierte Grundstücke waren wegen anderslautendem Planungsrecht, fehlender Medien oder Zugänglichkeit, anderer Nutzer auf dem Grundstück oder einer sehr weit von öffentlichen Verkehrsmitteln entfernten Lage als ungeeignet bis KO-Kriterium eingestuft worden.

Das Bezirksamtskollegium nahm – abgesehen von der stellv. BzBm´in Kaddatz – an dem Gespräch mit StS Glietsch und StS´in Dr. Sudhof teil. In diesem Gespräch wurde eine Reihe von Grundstücken direkt ausgeschlossen, bei anderen wurde sich auf eine Eignungsprüfung der Grundstücke mit diversen Hinweisen und Vorbehalten des Bezirks verständigt. Darüber hinaus wurde auf die grundsätzliche Problematik der fehlenden weiteren Schulplätze hingewiesen, die von allen Beteiligten – da es sich um ein berlinweites Problem handelt – gesehen wurde.

Es wurde verabredet, dass die Eignungsprüfungen von den Senatsverwaltungen durchgeführt werden und es dann ein erneutes Gespräch über die tatsächliche Nutzung von Grundstücken geben wird. 

Im Ergebnis bedeutet dies, dass es bis auf das Vorfeld der Hangars noch keine konkreten Absprachen zwischen der Senatsverwaltung und dem Bezirk gibt, weitere Standorte zu errichten.

Auch alle Diskussionen wie z.B. in einer Reihe von RdB-Sitzungen haben keine Erkenntnisse erbracht, dass es für Tempelhof-Schöneberg weitere Festlegungen gibt bzw. von der Verabredung abgewichen werde, zunächst das Gespräch mit dem Bezirk zu suchen.

Um dieser Absprache aber nochmals schriftlich Nachdruck zu verleihen, wurde dies von mir in einem Brief an StS‘in Sudhof nochmals zusammengefasst deutlich gemacht.

Ich werde demnächst erneut auf dieses Schreiben Bezug nehmen und ggf. Termine vorschlagen, so dass es wie vereinbart vor einer abschließenden Entscheidung über Standorte zu einem weiteren Abstimmungstermin kommen wird. 

Frage 2
Um welche Standorte handelt es sich genau, für welchen Zeitraum ist die Nutzung vorgesehen und wie viele Menschen sollen dort jeweils untergebracht werden?
Vom BA beschlossen sind Standorte für Container (tempohomes) auf dem Vorfeld des Tempelhofer Feldes. 

Zur Zeit sind bis zu vier Tempohome-Standorte im Gespräch. 

Und anfügen möchte ich noch: Unser weitergehendes Ziel ist es, dass die Hangars freigezogen werden können.

Gern hätte ich noch mehr Informationen zur Situation in und um die Hangars heute dargestellt, aber leider ist die für heute Vormittag anberaumte Sitzung wegen eines ungeklärten Gegenstandes im Hauptgebäude des Flughafens abgesagt worden.
Frage 3 
Existieren Beschlüsse des Bezirksamtes zur Auswahl von Grundstücken für Container und MUF? Falls ja, wann wurden diese getroffen, wie lauten sie konkret und wie sind diese im Lichte der in den Medien veröffentlichten Standortlisten zu betrachten?
Aufgrund einer Mail von StS Glietsch vom 11.02.2016, in der er darum bittet, dass die Bezirke die Eignung für vorgeschlagene Containerquartiere und MUFs aus bezirklicher Sicht prüfen und der BIM ihre Stellungnahme übermitteln, wurde vom Bezirksamt am 16.2.2016 folgender Antworttext beschlossen:

„Der Bezirk Tempelhof-Schöneberg kann in der Kürze der Zeit nur zum Standort Platz der Luftbrücke 4-6 Stellung nehmen. Der Bezirk stimmt der Aufstellung von Containern auf dem Vorfeld zu, wenn damit keine Erhöhung der Platzzahl über die bisher zugesagte Obergrenze von 5 bis 7.000 Menschen einhergeht. Diese Grenze ist unbedingt einzuhalten.“

Dies wurde StS Glietsch per eMail mitgeteilt.

Zur Meinungsbildung und Beschlusslage im März diesen Jahres habe ich bereits in Frage 1 ausführlich geantwortet.

Leider hat das Bezirksamt keinen Einfluß auf die Berichterstattung der Medien, wenn es um die Veröffentlichung von woher auch immer stammenden Listen geht.

Das Bezirksamt geht weiterhin davon aus und wird dies auch weiterhin immer wieder einfordern, dass die Umsetzung den Verabredungen der Senatsverwaltungen mit dem Bezirksamt folgt und nicht den Medienberichten.
Frage 4
Was hat die Bezirksbürgermeisterin unternommen und was wird sie künftig unternehmen, um zu vermeiden, dass immer wieder neue Standorte in die öffentliche Diskussion geraten, bevor diese überhaupt ernsthaft als geeignet geprüft worden sind, um für die weiteren Standorte die nötige Akzeptanz in der Bevölkerung zu erzeugen?
Die hier aufgeworfene Problematik, der unterschiedlichen Informationen, die teilweise neu sind oder sich sogar wiedersprechen oder falsch sind, ist nicht neu und auch nicht auf Tempelhof-Schöneberg begrenzt. Diese Situation besteht seit Sommer letzten Jahres, wo es mit unterschiedlichen Parolen, Informationen bzw. Falschinformationen zu möglichen Eröffnungen von Notunterkünften oder Belegung von Sporthallen begann.

Sie können sicher sein, dass dies regelmäßiger Besprechungspunkt im RdB war und noch bis heute ist. 

Fairerweise muss aber auch hinzugefügt werden, dass die Kommunikation mit dem Senat und vom Senat sich deutlich verbessert hat. 

Jetzt zur heutigen Problematik der Veröffentlichung von potentiellen Standorten für MUFs und tempohomes: 

Ich werde weiterhin im RdB die Kommunikationswege und Veröffentlichungen thematisieren und darauf dringen, dass ich, also der Bezirk, informiert werde und nicht die Presse. Ausschließen kann ich das aber nicht und verhindern werden das nicht mal meine Ansprechpartner können, also die Senatoren und Staatssekretäre aller beteiligten Verwaltungen, da das Fehlverhalten einzelner Mitarbeiter nicht auszuschließen ist. Von der Sache sind wir uns einig: erst erfolgt die Einigung mit bzw. Infomation des Bezirks, dann ggf. die Infomation der Presse.

Wenn allerdings Listen vom Hauptausschuß des Abgeordnetenhauses abgefragt und damit öffentlich zugänglich sind, ist eine Veröffentlichung wohl sehr wahrscheinlich. Leider habe ich auf die Überschrift gar keinen Einfluss und Nachfragen der Presse im Vorfeld sind eher selten. In diesem Fall handelte es sich um zu prüfende Grundstücke und nicht um verabredete Grundstücke.

Sehr hilfreich waren in diesem Zusammenhang sofort einsetzende Nachfragen von möglicherweise Betroffenen wie z.B. der ufa-Fabrik mit den interkulturellen Gärten. Damit konnte ich Unsicherheiten sofort beseitigen und die klare Position des Bezirksamtes, dass Grundstücke mit Nutzern nicht betroffen sein werden, darlegen. Das werde ich auch weiterhin tun.

Zum Schluss meiner Ausführungen möchte ich noch zusammenfassend anmerken:

Es ist unser aller Ziel – auch der BVV – ist, die Hangars im ehemaligen Flughafen Tempelhof möglichst freizuziehen und auch die Unterbringung in nicht geeigneten, über Tagessätze finanzierten Plätzen in Wohnungen oder Hostels zu verringern. Wir wollen auch, dass aus den Notunterkünften Gemeinschaftsunterkünfte werden. Das verringert die vorhandenen Plätze, schafft aber mehr Qualität. 

Das Ziel ist, für die Geflüchteten eine dauerhafte und qualitativ höherwertige Wohnsituation als in Notunterkünften zu schaffen und ihnen damit ein selbständiges Leben zu ermöglichen. Hierfür ist aufgrund der auch in den Medien immer wieder beschriebenen Wohnungsknappheit in Berlin die Errichtung von tempohomes und MUFs unerlässlich. 

Die bereits angesprochene Problematik fehlender Schulplätze kann nicht vom Bezirk alleine gelöst werden. Es handelt sich um ein berlinweites Problem, das nur mit einem berlinweiten Konzept gelöst werden kann und auch angegangen ist. 

Ein „Mauern“ und Verhindern von Unterkünften an geprüften und machbaren Standorten kann also keine Lösung sein. Überwiegend leben die Menschen bereits im Bezirk für die die neuen Unterkünfte gebaut werden sollen. Sie wohnen in Situationen, die eine Integration nicht fördern, die qualitativ viel zu eng und nicht gut sind und die in Teilen sicherlich auch zu teuer sind. Das bedeutet aber auch, dass viele dieser Kinder im schulpflichtigen Alter bereits im Bezirk beschult werden bzw. auf einer Warteliste stehen.

Lassen Sie uns also im Sinne der Menschen, der Integration und der Finanzen auf gemeinsame Lösungen und Standorte mit den Senatsverwaltungen hinarbeiten und dann am Ende – wie zugesagt - einigen.
__________________________________________________________________________
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